; 


Geſetz⸗-Sammlung 
2 für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 6289.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 31. Maͤrz 1866., betreffend die Genehmigung der in 
Goͤrlitz zu begruͤndenden Kommunalſtaͤndiſchen Bank fuͤr die Preußiſche 
Oberlauſitz. 


Naben die Kommunalſtaͤnde Meines Markgrafenthums Oberlauſitz beſchloſſen 
haben, in Görlig eine Bank unter der Firma: „Kommunalſtaͤndiſche Bank fuͤr 
die Preußiſche Oberlauſitz“ zu errichten, will Ich auf Ihren Bericht vom 
15. Maͤrz d. J. die Errichtung dieſer Privatbank und das beiliegende, unterm 
2. Maͤrz 1866. ausgefertigte Statut derſelben genehmigen. Auch will Ich der 
Bank auf Grund des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. S. 75.) 
die Ermaͤchtigung zur Ausfertigung und Ausgabe von Noten auf den Inhaber 
bis zum Betrage von Einer Million Thaler unter den in dem Statute feft- 
geſetzten Bedingungen ertheilen. Ich beſtimme jedoch, daß a) die Geſchaͤfte der 
Bank erſt beginnen dürfen, wenn die Hälfte des Grundkapitals von Einer 
Million Thaler baar eingezahlt iſt; b) die Ausgabe von Banknoten, ſo lange 
die baare Einzahlung des Grundkapitals nicht vollſtaͤndig geſchehen iſt, den 
Betrag des eingezahlten Kapitals nicht uͤberſteigen darf; c) die Genehmigung 
erlöfchen ſoll, wenn die Einzahlung des vollen Grundkapitals nicht binnen 
rei von der Verkündung dieſes Erlaſſes durch die Geſetz⸗ Sammlung 
ab, erfolgt. 

Dieſer Mein Erlaß iſt nebſt dem beiliegenden Statute durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 31. Maͤrz 1866. 

Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 
Gr. zu Eulenburg. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten, den Juſtizminiſter und den 
Miniſter des Innern. 


Jahrgang 1866. (Nr. 6289.) 22 i Sta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 20. April 1866. 


— 1 


S l 


der i 
Kommunalſtändiſchen Bank für die Preußiſche Oberlauſitz. 
„ 6 
$ 1 


Die Bank fuͤhrt die Firma: | 
„Kommunalſtaͤndiſche Bank für die Preußiſche Oberlauſitz.“ 


Sie iſt von den Kommunalſtaͤnden des Preußiſchen Markgrafenthums 
Oberlauſitz errichtet und garantirt, und hat den Zweck, durch den gewerbsmaͤßigen 
Betrieb von Bankgeſchaͤften Handel, Gewerbe und Landwirthſchaft zu unter⸗ 
ſtuͤtzen. 

Die Städte Goͤrlitz und Lauban mit ihren bisherigen Mitleidenheiten 
haben an dem Begruͤndungskapital und an der Garantie und deshalb ver⸗ 
faſſungsmaͤßig auch an der Verwaltung der Bank keinen Theil (H. 7. der 
Kommunallandtags⸗Verfaſſung im Koͤniglich Preußiſchen Markgrafenthum 
Oberlauſitz vom 19. Dezember 1825.). 


H. 2. 


Der Sitz der Bank iſt Goͤrlitz; bei dem Königlichen Kreisgerichte daſelbſt 
hat ſie ihren Gerichtsſtand. 
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Zur Wahrnehmung ihres Oberaufſichtsrechts ernennt die Staatsregierung 
einen Kommiſſar, welcher befugt iſt, allen Sitzungen des Vorſtandes und des 
Kuratoriums ohne Stimmrecht beizuwohnen, ſowie von allen Büchern und 
Skripturen der Bank jederzeit Einſicht zu nehmen, auch die Organe der Bank 
guͤltig zuſammen zu berufen. f 

Er hat ſorgfaͤltig darüber zu wachen, daß die Vorſchriften des Statuts 
in allen Punkten zur Ausführung gelangen. Sollte es die Staatsregierung 
für nothwendig finden, dem Staatskommiſſar für dieſes Geſchaͤft eine fort- 
laufende Remuneration zu bewilligen, fo muß dieſelbe der Staatskaſſe aus den 
Einnahmen der Bank erſtattet werden. 


H. 4. 


Das Stammkapital der Bank beſteht aus Einer Million Thaler, welche 
die Kommunalſtaͤnde der Oberlauſitz (§. 1. Alineg 2.) zu beſchaffen 185 5 
Heat Daffelbe 


Sue | 
Daffelbe kann nach Maaßgabe des Beduͤrfniſſes um den Betrag von 
fuͤnfmalhundert Tauſend Thaler vergroͤßert werden. 8 


NR 
Die Bank ift zur Erreichung der im H. 1. angegebenen Zwecke befugt: 


1) gezogene und trockene (eigene) Wechſel, die im Inlande zahlbar ſind, 
zu diskontiren und Wechſel auf Plaͤtze des Auslandes zu kaufen. 

Die zur Diskontirung oder zum Ankauf angebotenen Papiere 
muͤſſen mit einem auf die Bank lautenden Giro verſehen ſein, duͤrfen 
nicht ſpaͤter als drei Monate nach dem Datum der Diskontirung ver⸗ 
fallen und es muͤſſen aus ihnen in der Regel wenigſtens drei ſolide 
Verbundene haften. 

Wechſel mit nur zwei Unterſchriften duͤrfen nur unter ausdruͤck⸗ 
lichem Einverſtaͤndniß beider Mitglieder des Vorſtandes der Bank er⸗ 
worben werden; 


2) Kredit und Darlehne zu bewilligen, jedoch nicht laͤnger als drei Monate 
und nur gegen Verpfaͤndung von 


a) Urſtoffen und Waaren, die im Inlande lagern und dem Ver⸗ 
derben nicht unterworfen ſind, Be 
b) inländiſchen Staats-, Kommunal: oder anderen, unter Autorität 
des Staates von Korporationen oder Geſellſchaften ausgegebenen 
geldwerthen, auf den Inhaber lautenden Papieren, ſowie von 
Wechſeln auf Plaͤtze des Auslandes, desgleichen von ungemuͤnztem 
Gold und Silber. Inlaͤndiſche Papiere, die auf den Namen 
lauten, duͤrfen in der Regel nicht beliehen werden. Ausnahmen 
beſtimmt die Inſtruktion fuͤr den Vorſtand. Der Widerſpruch 
des Kommiſſars des Staates gegen die Beleihung von Papieren 
N dieſer Art iſt fuͤr die Bank maaßgebend. Die Aktien von Pri⸗ 
vatbanken duͤrfen gar nicht beliehen werden; 


3) Effekten der vorſtehend sub b. bezeichneten Art, ſowie edle Metalle 
oder fremde Muͤnzen zu kaufen und zu verkaufen. Der Beſtand von 
dergleichen Effekten darf jedoch ein Drittel des Stammkapitals niemals 
uͤberſteigen; 

4) das Inkaſſo von Wechſeln, Geldanweiſungen, Rechnungen und Effekten 
zu beſorgen, und verzinsliche und unverzinsliche Kapitalien ohne Ver⸗ 
briefung, jedoch gegen Empfangsbeſcheinigungen, die nur auf den 
Namen des Einzahlers lauten duͤrfen, anzunehmen und mit den Eigen⸗ 
thuͤmern der ſolchergeſtalt einkaſſirten oder angenommenen Gelder und 
Effekten in Giroverkehr zu treten. 

Die verzinslichen Kapitalien duͤrfen niemals den doppelten Betrag 
des Stammkapitals uͤberſteigen, und muß bei Annahme derſelben eine 
(Nr. 6289.) 22 Kuͤn⸗ 


WERE, 
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a von nicht weniger als zwei Monaten vorbedungen 
Werden 


5) Noten nach näherer Vorſchrift des $. 7. seg. auszugeben und ein⸗ 
zuziehen. 
Andere als die vorſtehend bezeichneten Geſchaͤfte ſind der Bank nicht ge⸗ 
ſtattet; insbeſondere darf fie keine Kapitalien auf Hypotheken ausleihen. 


H. 6. 


ö Die Bank rechnet in Preußiſchem Silbergelde nach den Werthen, welche 
durch das Muͤnzgeſetz vom 4. Mai 1857. (Geſetz⸗Samml. S. 305. ff.) beftimmt 
worden find, oder ferner durch Landesgeſetze beſtimmt werden ſollten. 


. 


Die Bank hat das Recht, unverzinsbare, auf jeden Inhaber lautende 
Noten ($. 5. Nr. 5.) im Betrage von Einer Million Thaler in Apoints 
a 10, 20, 50, 100 und 200 Thaler auszufertigen und in Umlauf zu ſetzen. 
Der Geſammtbetrag der zu zehn Thaler ausgefertigten Noten darf die Summe 
von Einmalhundert Tauſend Thalern nicht uͤberſteigen. Ueber das Verhaͤltniß, 
in welchem bei der Emiſſion der uͤbrigen 900,000 Thaler von den Abſchnitten 
von zwanzig bis zweihundert Thaler Gebrauch zu machen iſt, koͤnnen von 
den Miniſtern fuͤr Handel und Gewerbe und der Finanzen maaßgebende Be⸗ 
ſtimmungen getroffen werden. Die Ausfertigung und die Form der Noten 
unterliegt der Genehmigung beziehungsweiſe Beaufſichtigung der Staats⸗ 
regierung. ö 

Die Noten ſind der Stempelſteuer nicht unterworfen. 


H. 8. 


Die Dauer des Notenprivilegii iſt auf fünfzehn Jahre, von der Erthei⸗ 
lung der Konzeſſion an, beſchraͤnkt. 

Sollte innerhalb des gedachten Zeitraums das Notenprivilegium der 
Preußiſchen Bank, wie daſſelbe gegenwaͤrtig auf Grund der Bankordnung 
vom 5. Oktober 1846. und des Geſetzes vom 7. Mai 1856. beſteht, aufgehoben 
oder modifizirt werden, fo erliſcht das Notenprivilegium der Kommunalſtändiſchen 
Bank ſechs Monate nach Publikation des betreffenden Geſetzes, ohne Anſpruch 
der Kommunalſtaͤnde auf Entſchaͤdigung. n 5 


H. 9. 
Die Bank iſt verpflichtet, die Noten auf Verlangen der Inhaber bei 
Präſentation derſelben ſofort an der Kaffe gegen klingendes Kurant einzulöfen. 
Anzeigen eines durch Diebftahl oder irgend ein anderes Ereigniß ent⸗ 
ſtandenen Verluſtes der ausgegebenen Noten koͤnnen die Zahlung an den 
Vorzeiger niemals aufhalten und find für die Bank unverbindlich. 8 
8 er 


i 


Der Inhalt des erſten Alinea des gegenwaͤrtigen §. 9. iſt auf jeder Note 
deutlich abzudrucken. N 
$. 10. 


Das Kuratorium und der Vorſtand der Bank ſind dafuͤr verantwortlich, 
daß zu jeder Zeit ein dem Betrage der umlaufenden Noten gleicher Beſtand an 
Deckungsmitteln von mindeſtens einem Drittel in baarem Gelde und vom 
Reſte in diskontirten Wechſeln (H. 5. Nr. 1.) in einer beſonderen, unter drei⸗ 
fachem Verſchluß zu haltenden und fuͤr die ſonſtigen Beduͤrfniſſe der Bank 
nicht zu verwendenden Notenkaſſe aufbewahrt werde. 

Außerdem dienen alle Darlehnsforderungen der Bank gegen Unterpfand 
und ihre ſaͤmmtlichen Aktiva zur Deckung der Noten. 5 


51. 


Der Bank ſteht das Recht zu, die von ihr ausgegebenen Noten zur 
Einloͤſung oder zum Umtauſch in einem beſtimmten Termine bei Vermeidung 
der Praͤkluſion oͤffentlich aufzurufen. Zu dieſem Zwecke erlaͤßt ſie durch drei⸗ 
malige Bekanntmachung in Zwiſchenraͤumen von einem Monate durch die im 
H. 12. gedachten Zeitungen und durch ſaͤmmtliche Regierungs⸗Amtsblaͤtter eine 
Aufforderung zur Einloͤſung oder zum Umtauſch der Noten. Nach Ablauf 
der vorſtehenden Friſten werden die Inhaber der Noten, welche ſich nicht 
gemeldet haben, in den vorbezeichneten Blaͤttern Behufs der Einloͤſung oder 
des Umtauſches zu einem mindeſtens drei Monate nach dem Tage der letzten 
Inſertion hinauszuſetzenden Praklufionstermine unter der Verwarnung und mit 
der rechtlichen Wirkung vorgeladen, daß mit Ablauf dieſes Termins alle 
Anſpruͤche an die Bank aus den aufgerufenen Noten erloͤſchen. Anmeldungen 
zum Schutze gegen die Praͤkluſion find nicht zulaͤſſig, vielmehr tritt dieſe letztere 
unmittelbar mit dem Ablaufe des Praͤkluſionstermins gegen alle diejenigen ein, 
welche die aufgebotenen Noten nicht eingereicht haben, dergeſtalt, daß jeder 
Anſpruch auf Einloͤſung oder Umtauſch erloſchen iſt, alle aufgerufenen, nicht 
eingelieferten Noten zu Gunſten der Bank werthlos ſind und, wenn ſie etwa 
noch zum Vorſchein kommen, von der Bank angehalten und vernichtet werden 
koͤnnen. 

H. 12. 

Alle oͤffentlichen Bekanntmachungen der Bank erfolgen, ſoweit nicht im 
$. 11. eine beſondere Vorſchrift ertheilt iſt, durch die Berliner Börfen-, die 
Schleſiſche und die Goͤrlitzer Zeitung, den Goͤrlitzer Anzeiger und den Preußiſchen 
Staatsanzeiger. 

Wenn eins der genannten Blaͤtter eingeht, ſo hat das Bankkuratorium 
zu beſtimmen und bekannt zu machen, welches andere Blatt an deſſen Stelle 
treten ſoll. Bis dahin erfolgen die Bekanntmachungen gültig durch die übrig 
bleibenden Blaͤtter. N Be 

Die Staatsregierung kann, ſobald fie es für erforderlich erachtet, vor⸗ 
ſchreiben, welche Blaͤtter an Stelle der obengenannten treten ſollen, und iſt die 
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dieöfällige Verfugung durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Liegnitz bekannt zu machen. 


$. 13. 


Die obere Leitung der Bank wird einem Kuratorium von ſieben Mit⸗ 
gliedern übertragen. Der Kommunallandtag ($. 1. Alinea 2.) wählt den 
Vorſitzenden und ſeinen Stellvertreter, ſowie die Mitglieder und fuͤr letztere 
drei Stellvertreter auf ſechs Jahre. 

Die Ausſcheidenden find wieder wählbar. Erſatzwahlen erfolgen nur 
fuͤr die Wahlzeit des ausſcheidenden Mitgliedes. 


H. 14. 


Das Kuratorium verſammelt ſich ſo oft, als es fuͤr dienlich erachtet 
wird, an feſtzuſetzenden Terminen, auf Einladung des Vorſitzenden oder auf 
den Antrag von drei Mitgliedern, mindeſtens vierteljährlich einmal, um von 
dem Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erforderliches zu beſchließen. 

Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von mindeſtens 
vier Mitgliedern erforderlich. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


$. 15. 


5 Das Kuratorium beraͤth und verfuͤgt innerhalb der Grenzen des Statuts 
uͤber alle Angelegenheiten der Bank. 


Zu den ausſchließlichen Befugniſſen des Kuratoriums gehoͤren: 


a) die Anordnung ſolcher Maaßregeln, die es zu einem geregelten und 
den Zwecken der Bank angemeſſenen Betriebe der Geſchaͤfte fuͤr noͤthig 
erachtet. Der Bankvorſtand hat den von dem Kuratorium ihm mit⸗ 
getheilten Beſchluͤſſen Folge zu leiſten; 

b) die, genaue Kenntnißnahme von der Seitens des Vorſtandes bei den 
jedesmaligen Verſammlungen des Kuratoriums ihm vorzulegenden Leber: 
ſicht der Kaffe der Bank, der Wechfelportefeuille- und der Lombard⸗ 
beſtaͤnde; f 

c) die Abfaſſung von Geſchaͤftsinſtruktionen für das Perſonal der ein- 
zelnen Geſchaͤftszweige; 

d) die monatliche Reviſion der Kaſſe, der Wechſel⸗ und Lombardbeſtaͤnde 


durch zu deputirende Mitglieder, welche ein Protokoll uͤber die Reviſion 
aufzunehmen haben; 


e) außerordentliche Kaſſenreviſtonen nach den vorſtehenden Beſtimmungen, 
ſo oft es dieſelben fuͤr angemeſſen erachtet; 


f) die Prüfung der von dem Vorſtande ihm einzureichenden Bilanz, ſowie 
N die 


die Feſtſtellung des am Schluſſe jedes Geſchaͤftsjahres abzuliefernden 
Ueberſchuſſe ; i 8 

8) die Ausſtellung von Prokuren, ſowohl zum Zwecke interimiftifcher Stell⸗ 
vertretung, als zur Vertretung der Bank uͤberhaupt, in den von dem 
Kuratorium als geeignet erachteten Fällen. 


H. 1 6. 


Alle Ausfertigungen des Kuratoriums werden von dem Vorſitzenden 
oder deſſen Stellvertreter und einem Mitgliede des Kuratoriums unterſchrieben. 


H. 17. 


Soweit im Vorſtehenden nicht beſondere Beſtimmungen hinſichts des 
Wirkungskreiſes und der Befugniſſe des Kuratoriums ertheilt ſind, ſteht das 
Kuratorium zum Kommunallandtage ($. 1. Alinea 2.) in dem Verhaͤltniſſe 
einer ſtaͤndiſchen Deputation, bezuͤglich deren die Beſtimmungen fuͤr ſtaͤndiſche 
Deputationen maaßgebend ſind. 


$. 18. 


Der Vorſtand der Bank wird vom Kommunallandtage erwaͤhlt und 
beſteht aus einem erſten und einem zweiten Beamten, deren einem zugleich die 
Rendantengeſchaͤfte obliegen. 

Die Namen derſelben, ſowie diejenigen der das Kuratorium bildenden 
Perſonen find bei Konſtituirung der Bank und demnächft bei jedem in den 
Perſonen eintretenden Wechſel in den im $. 12. bezeichneten Blättern zu 
veroͤffentlichen. 3 

Die Höhe der von den einzelnen Beamten zu beftellenden Kaution, fowie 
der Gehälter und fonftigen Remunerationen wird von dem Kommunalland⸗ 
tage feſtgeſetzt. 5 

H. 19. 


Der Bankvorſtand vertritt die Bank nach Außen, beſorgt die Bank⸗ 
geſchaͤfte und die Verwaltung des Bankvermoͤgens, hat jedoch bei der Aus⸗ 
fuͤhrung aller dieſer Funktionen die Vorſchriften und Anweiſungen des Kura- 
toriums zu befolgen, und handelt in dem vorſtehend ihm uͤberwieſenen 
Wirkungskreiſe nur inſoweit ſelbſtſtaͤndig, als das gegenwärtige Statut und 
ſeine Inſtruktionen ihn nicht beſchraͤnken. 

Dieſe Inſtruktion iſt jedoch dritten Perſonen gegenuͤber nicht wirkſam. 
Den letzteren kann die Behauptung einer Verletzung jener Inſtruktion mit Erfolg 
nicht entgegengeſtellt werden. 


H. 20. 


Die vorſtehend bezeichneten Befugniſſe des Vorſtandes erſtrecken ſich ſo⸗ 
(Nr. 6289.) 5 wohl 
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| wohl bei gerichtlichen als außergerichtlichen Geſchaͤften auf alle Faͤlle, auch auf 
ſolche, in welchen die Geſetze eine Spezialvollmacht erfordern. 
Den Nachweis, daß der Vorſtand innerhalb der ihm zuſtehenden Be⸗ 
1 90 gehandelt habe, iſt derſelbe gegen dritte Perſonen zu fuͤhren nicht ver⸗ 
unden. 5 g 


$. 21. 


Zu Quittungen über Gelder, Dokumente und Vermoͤgensobjekte uͤber⸗ 
haupt, desgleichen zur Ausſtellung der Wechſelgiros iſt die unter der Firma 
der Bank (H. 1.) zu vollziehende gemeinſchaftliche Unterſchrift der beiden Vor⸗ 
ſtandsmitglieder reſp. deren Stellvertreter erforderlich. . 

Nur die nach der vorſtehenden Norm vollzogenen Unterſchriften ver⸗ 
pflichten die Bank, und zwar ſowohl gegen jede richterliche und andere oͤffent⸗ 
liche Behoͤrde, als gegen jeden Privaten. 

a Gerichtliche Eide Namens der Bank werden von den Mitgliedern des 
Vorſtandes abgeleiſtet. 


H. 22. 


ö In Krankheits- oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen der Vorſtandsbeamten 
ordnet das Kuratorium nach Maaßgabe des H. 15. g. die Stellvertretung. 


H. 23. 


Der Vorſtand fertigt und uͤbergiebt dem Kuratorium die im H. 15. ge⸗ 
dachten Ueberſichten, desgleichen am Schluſſe eines jeden Verwaltungsjahres 
eine Bilanz, unter gewiſſenhafter Wuͤrdigung aller Aktiva. 

Allmonatlich hat der Vorſtand eine Ueberſicht der am letzten Tage des 
verfloſſenen Monats in der Bank vorhanden geweſenen Aktiva und Paſſiva, 
insbeſondere der Beſtaͤnde in geprägtem Gold und Silber, Barren und Wechſeln, 
an fremden Kaſſenanweiſungen und Noten, an Forderungen aus Darlehnen 
und aus laufender Rechnung und an ſonſtigen Guthaben aus Effekten und 
Grundbeſitz, der umlaufenden Banknoten, ſowie endlich des Betrages der un⸗ 
abgehobenen Depoſiten, Girogelder und ſonſtigen Forderungen dritter Perſonen, 
desgleichen unmittelbar nach dem Jahresabſchluſſe einen, alle Zweige des Ver⸗ 
kehrs umfaſſenden kurzen Geſchaͤfts bericht fir das abgelaufene Jahr dem Ku⸗ 
ratorium einzureichen, welches denſelben nach erfolgter Genehmigung dem Kom⸗ 
miſſarius der Koͤniglichen Staatsregierung vorzulegen und gleichzeitig deſſen 
Ergebniſſe in den im $. 12. gedachten Zeitungen zu veroͤffentlichen hat. Es 
bleibt dem gedachten Kommiſſarius vorbehalten, anſtatt der monatlichen, in 
Zukunft auch eine oͤftere, hoͤchſtens aber die woͤchentliche Bekanntmachung der 
Aktiva und Paſſiva, insbeſondere der Beftände in gepraͤgtem Gold und Silber, 
Barren u. ſ. w. anzuordnen. 


H. 24. 


Die beiden Vorſtands mitglieder find befugt, in dringenden alen bi 
em 
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dem Vorſitzenden des Kuratoriums die Berufung einer außerordentlichen Sitzung 
zu beantragen. f 
H. 25. 


„Die Bücher der Bank werden mit dem 31. Dezember jeden Jahres ab⸗ 
geſchloſſen und die Bilanz auf dieſen Tag von dem Vorſtande gezogen. Die 
Bilanz wird von dem Kuratorium gepruͤft und feſtgeſtellt. 

Der Ueberſchuß der Aktiva uͤber die Paſſiva bildet den Reingewinn 

der Bank. 
Bei Aufnahme der Bilanz muͤſſen ſowohl die ſaͤmmtlichen verausgabten 
Geſchaͤftsunkoſten, als auch alle vorgekommenen Verluſte abgeſetzt und fuͤr die 
etwa vorhandenen unſicheren Forderungen ein angemeſſener Prozentſatz abge⸗ 
rechnet werden. Fuͤr die Geſchaͤftsausgaben iſt der vom Kommunallandtage 
(F. 1. Alinea 2.) feſtzuſtellende Etat maaßgebend. 

Die etwa vorhandenen Effekten duͤrfen niemals mit einem hoͤheren als 
dem Erwerbungskurſe, und wenn der Boͤrſenkurs zu Berlin am Tage der 
Bilanzaufnahme niedriger als der Erwerbungskurs iſt, nur zu dieſem Boͤrſen⸗ 
kurſe in der Bilanz angeſetzt werden. : 

Von dem auf dieſe Weiſe ermittelten Reingewinn der Bank werden 
163 Prozent ſo lange zum Reſervefonds zuruͤckgelegt, bis derſelbe auf ein Viertel 
des Stammkapitals angewachſen iſt. 

Sollte ſich durch eine Jahresbilanz eine Verminderung des Stammkapi⸗ 
tals herausſtellen, ſo dient zunaͤchſt der vorgedachte Reſervefonds zur Deckung 
derſelben. Reicht derſelbe dazu nicht hin, ſo dienen die zunaͤchſt erzielten Rein⸗ 
gewinne vorzugsweiſe zur Wiederergaͤnzung des Stammkapitals und darf, be⸗ 
vor dieſe ſtattgehabt hat, weder eine neue Reſerve angeſammelt, noch ein Ueber⸗ 
ſchuß abgeliefert werden. 

So oft und fo lange ſich aber nach Wiederergaͤnzung des Stammkapi⸗ 
tals der Reſervefonds erſchoͤpft oder angegriffen findet, darf von dem alsdann 
erzielten Reingewinne nur die Hälfte als Ueberſchuß abgeliefert, und muß die 


andere Haͤlfte verwendet werden, um den Reſervefonds wieder auf ſeine fruͤhere 


Hoͤhe zu bringen. 


Wenn in einem Geſchaͤftsjahre die gemachten Gewinne durch eingetre⸗ | 


tene Verluſte überftiegen fein follten, fo kann der Reſervefonds auch zur Aus⸗ 
gleichung der Bilanz verwendet werden. 
H. 26. 


Der Ueberſchuß wird jaͤhrlich, bald nach erfolgtem Abſchluß, an das 
ftändifche Landſteueramt zur Verwendung in der vom Kommunallandtage pro 
4865. durch den Beſchluß ad Prop. 1. feſtgeſtellten Weiſe abgeliefert. 


H. 27. 


Nach erfolgtem Jahresabſchluß und Feſtſtellung deſſelben durch das 
Jahrgang 1866. (r. 6289.) 23 Ku⸗ 
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Kuratorium werden die Ergebniſſe der Verwaltung des abgelaufenen Jahres in 
einer Rechnung nachgewieſen, welche Rechnung der ſtaͤndiſchen Rechnungs⸗Re⸗ 
viſionskommiſſton zur Prufung vorgelegt wird. Ueber die Ergebniffe der Ver⸗ 
waltung und der Rechnungslegung erſtattet das Kuratorium alljaͤhrlich dem 
Landtage Bericht, welcher nach Erledigung der etwaigen Erinnerungen dem 
Bankvorſtande Decharge ertheilt. 


H. 28. 


Wenn das Recht zur Noten⸗Emiſſion erliſcht, fo find mit dem Termin, 
wo dies geſchieht, die noch laufenden Noten nach Maaßgabe des H. 11. zur 
Einloͤſung aufzurufen. N 

Die eingelöften Noten find unter Aufſicht des Staatskommiſſars zu ver⸗ 
nichten und die Vernichtung iſt mittelſt eines gerichtlich oder notariell aufzu⸗ 
nehmenden Dokumentes, in welchem die Noten nach Littera und Nummern 
genau bezeichnet ſein muͤſſen, zu beurkunden. 


Bei eintretender Auflöfung der Bank iſt außerdem eine Bekanntmachung 
dieſerhalb zu drei verſchiedenen Malen mit Zwiſchenraͤumen von einem Monat 
durch die im H. 12. gedachten Blaͤtter zu erlaſſen. Ueber die Fonds der Bank 
darf in dem Falle der Aufloͤſung erſt nach Ablauf von ſechs Monaten, von 
dem Tage an gerechnet, wo die Bekanntmachung der Auflöfung zum dritten 
Male erfolgte, anderweitig von dem Kommunallandtage disponirt werden. 


Durch dieſe Bekanntmachung muͤſſen zugleich die Glaͤubiger aufgefordert 


werden, ſich mit ihren Anſpruͤchen bei der Bank zu melden. 


Die bekannten Glaͤubiger ſind hierzu durch beſondere Erlaſſe aufzufordern. 

Die Befriedigung der Gläubiger erfolgt in dieſem wie in allen anderen 
Fallen zunächſt aus dem Fonds der Bank, in weiterer Vertretung aber durch 
die Kommunalſtaͤnde des Preußiſchen Markgrafenthums Oberlauſitz nach Maaß⸗ 
gabe des F. 1. Alinea 2. 

Der fi nach vollftändiger Liquidation einſchließlich der Erſtattung des 
Grundkapitals ergebende Ueberſchuß faͤllt den Kommunalſtaͤnden zur Dispo⸗ 
ſition fuͤr die geſammte Preußiſche Oberlauſitz anheim. N 


Goͤrlitz, den 2. März 1866. 


Die Kommunalſtände der Königlich Preußiſchen Oberlauſtz. 


(. S.) v. Seydewitz, (L. S.) Frhr. v. Gers dorff, 
Landesaͤlteſter des Preußiſchen Mark⸗ Landesbeſtallter des Preußiſchen Mark⸗ 
grafenthums Oberlauſitz. grafenthums Oberlauſitz. 


(Nr. 6290.) 


se 


(Nr. 6290.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 5. März 1866. „betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an den Kreis Waldenburg, im Regierungsbezirk Breslau, 
in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung der Straßen: I. a) von 
Station 0,11 der Waldenburg-Freiburger Staats-Chauſſee in Walden⸗ 
burg uͤber Ober-Waldenburg, Dittersbach und Althayn bis Station 0,95 
der Waldenburg⸗-Friedlaͤnder Aktienvereins-Chauſſee bei Langwaltersdorf, 
b) von Dittersbach uͤber Baͤrengrund bis zur Station 7,40 der Walden— 
burg⸗Neuroder Staats-Chauſſee, reſp. bis zur Einmuͤndung der Schweidnitz⸗ 
Waldenburger Vereins-Chauſſee in dieſelbe, e) von dem Anfangspunkte 
der sub J. a, gedachten Chauſſee bei Waldenburg bis zum Bahnhofe 
Waldenburg der Breslau-Freiburg⸗Waldenburger Eiſenbahn; ferner II. a) von 
dem Endpunkte der Waldenburg⸗Friedlaͤnder Aktienvereins-Chauſſee bei 
Friedland uͤber Goͤhlenau bis zur Landesgrenze bei Neuſorge, b) von 
demſelben Punkte bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Merkelsdorf 
und Adersbach in Boͤhmen, und e) von eben jenem Punkte uͤber Roſenau 
bis an die Landeshuter Kreisgrenze bei Trautliebersdorf. 


Naben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Walden⸗ 
burg, Regierungsbezirk Breslau, beſchloſſenen chauſſeemaͤßigen Ausbau der 
Straßen: I. a) von Station 0,11 der Waldenburg⸗Freiburger Staats⸗Chauſſee 
in Waldenburg uͤber Ober⸗Waldenburg, Dittersbach und Althayn bis Station 
0,55 der Waldenburg⸗Friedländer Aktienvereins⸗Chauſſee bei Langwaltersdorf, 
b) von Dittersbach tiber Bärengrund bis zur Station 7,40 der Waldenburg⸗ 
Neuroder Staats⸗Chauſſee, reſp. bis zur Einmundung der Schweidnitz⸗Walden⸗ 
burger Vereins⸗Chauſſee in dieſelbe, c) von dem Anfangspunkte der sub I. a. 
gedachten Chauſſee bei Waldenburg bis zum Bahnhofe Waldenburg der Bres⸗ 
lau⸗Freiburg⸗Waldenburger Eiſenbahn; ferner II. a) von dem Endpunkte der 
Waldenburg⸗Friedlaͤnder Aktienvereins⸗Chauſſee bei Friedland über Goͤhlenau 
bis zur Landesgrenze bei Neuſorge, b) von demſelben Punkte bis zur Landes⸗ 
grenze in der Richtung auf Merkelsdorf und Adersbach in Boͤhmen, und 
c) von eben jenem Punkte uber Roſenau bis an die Landeshuter Kreisgrenze 
bei Trautliebersdorf, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Walden⸗ 
burg das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem gedachten Kreiſe 
gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straßen das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur 
Anwendung kommen. i 
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Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 5. Maͤrz 1866. 


5 Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
. Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. a 


(Nr. 6291.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Waldenburger Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
5. Maͤrz 1866. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Waldenburger Kreiſes auf den Kreis⸗ 
tagen vom 24. Juni und 2. Dezember 1865. beſchloſſen worden, die zur Aus⸗ 
fuͤhrung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geld⸗ 
mittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der 
gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zins⸗ 
kupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem 
angenommenen Betrage von 100,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich 
hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu er⸗ 
innern gefunden hat, in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 100,000 Thalern, in Buch⸗ 
ſtaben: Einhundert Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


30,000 Thaler à 300 Thaler, 
0,.9 0 „ & 100 
20,000 = A 50 
10,000 4 235 
= 100,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
vier Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1868. ab mit wenigſtens jaͤhrlich Ein und 
einem halben Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen, zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 
landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder 
Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt 8 5 
Da 


R a u 


| — 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. i 
Gegeben Berlin, den 5. März 1866, 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


provinz Schleſien, Xegierungsbezirk Breslau. 


Obligation 


des Waldenburger Kreiſes 
It N 
Aber Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund der unteren beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 
24. Juni und 2. Dezember 1865. wegen Aufnahme einer Darlehnsſchuld von 
100,000 Thalern bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kreis-Schuldenkommiſſion Namens 
des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers un⸗ 
kuͤndbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von. Thalern Preußiſch 
Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit vier Prozent jaͤhrlich 
zu verzinſen iſt. 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1868. ab innerhalb eines Zeitraums von Jahren allmaͤlig aus 
einem Tilgungsfonds, welcher mit wenigſtens Einem und einem halben Prozent 
des Kapikals jaͤhrlich unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld⸗ 
verſchreibungen gebildet wird. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beftimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1867. ab in dem 


Monate Dezember jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 


den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verftärfen, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung 
erfolgen ſoll, öffentlich befannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 

(Ir. 6291.) a h ; zwei 
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zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte ber Königlichen 
Regierung zu Breslau, dem Kreisblatte des Waldenburger Kreiſes und in dem 
Koͤniglich Preußiſchen Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, 
1 1 an gerechnet, mit vier Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 
verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Waldenburg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapi⸗ 
tale abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen 
Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts - Ordnung 
Theil I. Titel 51. $. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Waldenburg. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreis Kommunalkaſſe anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt der Betrag der 
angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. ö 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
kaſſe zu Waldenburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen 
Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vor⸗ 
zeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Waldenburg, denn 18. 


Die ſtändiſche Kreis⸗Schuldenkommiſſion. 


Pro⸗ 


provinz Schleften, Regierungsbezirk Breslau. 


Zins ⸗Ku pon 


zu der 

Kreis⸗Obligation des Waldenburger Kreiſes 
FF ö Aber; Thaler zu vier Prozent Zinſen 
a Aber Thale? Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes She mp? empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe in 
15 Zeit vonmnn: 8 e a 
BF und ſpaͤterhin b. . der vorbenannten Kreis: Obligation 
für das Halbjahr vom TC mit (in Buchſtaben) 
. Thalern ... .. Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu . 

Waldenburg, den nn 18. 


Die ſtändiſche Kreis⸗Schuldenkommiſſion. 


5 Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 

der Faͤlligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 

Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Schleſien, Regierungsbezirk Breslau, 


Talon 
zur 
Kreis⸗Obligation des Waldenburger Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen . zu der 
Obligation des Waldenburger Kreiſes 
F . De Thaler à vier Prozent Zinfen 


die e Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Waldenburg, ſofern nicht rechtzeitig dagegen Wie 
erhoben iſt. 


Waldenburg, den enn 18. 
Die ſtändiſche Kreis⸗Schuldenkommiſſion. 
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(Nr. 6292.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. März 1866., betreffend die Genehmigung zur Herz 
5 ſtellung einer Eiſenbahn von dem neuen Schachte der Zeche Carolus 
Magnus und Conſtantin der Große nach dem Bahnhofe der Coͤln-Mindener 
Eiſenbahn zu Berge-Borbeck. 


Nc Ihrem Antrage vom 2. Maͤrz d. J. will Ich zu der von der Ge⸗ 
werkſchaft der Kohlenzeche Carolus Magnus und Conſtantin der Große im 
Kreiſe Eſſen beabſichtigten Anlage einer für den Lokomotivbetrieb einzurichten⸗ 
den Eiſenbahn von dem Bahnhofe Berge-Borbeck der Coͤln-Mindener Eiſen⸗ 
bahn nach dem noͤrdlich von dieſer Bahn belegenen neuen Schachte der Zeche 
hierdurch unter der Bedingung, daß den benachbarten Grubenbeſitzern ſowohl 
der Anſchluß an die Bahn mittelſt Zweigbahnen, als auch die Benutzung der 
Hauptbahn gegen zu vereinbarende, event. von dem Miniſterium fuͤr Handel, Ge⸗ 
werbe und öffentliche Arbeiten feſtzuſetzende Fracht- oder Bahn-Geldſaͤtze vor⸗ 
behalten bleibt, Meine Genehmigung ertheilen. Zugleich beſtimme Ich, daß die 
in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. 
ergangenen Vorſchriften uͤber die Expropriation auf das Unternehmen Anwendung 
finden ſollen. 5 
Berlin, den 12. Maͤrz 1866. 


Wilhelm. 
| Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 6293.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Preußiſche Bergwerks- und Huͤtten-Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze 
zu Duͤſſeldorf errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 15. Maͤrz 1866. 


IN: Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 12. Marz 
1866. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Preußiſche 
Bergwerks⸗ und Huͤtten⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Duͤſſeldorf, ſowie 
deren Statut vom 19. Februar 1866. zu genehmigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden. 
Berlin, den 15. März 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau bes Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


